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Hundert- 
tausende
ohne
Wohnung

J ahrelang wurde nach ei-
nem Urteil des Bundesver-
fassungsgerichts über die 

Neuordnung der Grundsteuer 
diskutiert. Letztlich wurde ein 
Gesetz verabschiedet, und alle 
Grundstücksbesitzer mussten 
sich durch einen Meldebogen 
der Finanzverwaltung quälen. 
Mittlerweile sollten alle Grund-
stücksbesitzer einen „Bescheid 
über den Grundsteuermessbe-
trag“ erhalten haben.
     Dieser Messbetrag ist die 
Grundlage für die Steuerberech-
nung; er wird mit einem „Hebe-
satz“ multipliziert.

 

etzt wird in Erdöl investiert. „Die großen Ölkonzerne besin-
nen sich auf ihr Kerngeschaft zurück”, schrieb die Frankfur-
ter Allgemeine Zeitung. Die steigenden Rohstoffpreise hät-

ten den Ölkonzernen im vergangenen Jahr Rekordgewinne be-
schert. Deshalb investieren sie jetzt wieder mehr in die Förderung
von Öl. Exxon und Chevron tätigten jeweils Firmenzukäufe von 50 
Milliarden Dollar. Der BP-Konzern hat die Ziele für seine künftige
Ölförderung geändert: Diese soll nun bis 2030 nicht um 40 Pro-
zent, sondern nur noch um 25 Prozent sinken. Inmitten sprudeln-
der Gewinne wird es wohl zusehends schwieriger die Ölgiganten 
zu einer verstärkten Ausrichtung auf saubere Energie zu drängen.

Profite dank hoher Ölpreise:

Grün war gestern

J

m letzten Jahr hat die BALL 
zusammen mit der SPD 
eine Unterschriftenaktion 

für eine Verbesserung der ärzt-
lichen Versorgung in Barmstedt 
durchgeführt.
     In relativ kurzer Zeit hatten 
sich rund 800 Bürgerinnen und 
Bürger für die Forderungen aus-
gesprochen. Im Anschluss fand 
ein Gespräch mit der Kassen-
ärztlichen Vereinigung (KV) statt, 
an der die Bürgermeisterin, ein
Vertreter des Seniorenbeirats 
und Vertreter der SPD und BALL 
teilnahmen. In dem Gespräch 
haben wir unsere Probleme und 
Wünsche dargestellt. Es wurde 
uns mitgeteilt, dass noch Stellen 
zu vergeben seien. Aufgabe un-
serer Verwaltung wäre es, Wer-
bung für Barmstedt als attrakti-
ven Standort zu machen.
    Diesen Punkt hatte im Januar 
auch Dr. Mehrländer angespro-
chen. Die Überschrift eines lan-
gen Artikels/ Interviews mit ihm 
in der „Barmstedter Zeitung“ 
vom 14./15. Januar lautete: 

„Barmstedt braucht mehr Haus-
ärzte“. Während neue Woh-
nungen entstanden sind, wie 
z.B. im Bereich der Geno-Mühle 
am Nappenhorn, ist die Zahl 
der Ärzte in den letzten Jahren 
zurückgegangen. Daher lautete 
eine Forderung des Arztes: „Es 
muss attraktiver werden, sich 
hier niederzulassen“.
    Räume sind in den bestehen-
den Praxen vorhanden. Aber es
stellt sich in der Tat die Frage, 
worin denn der Anreiz für eine 

Unterschritensammlung und Diskussion im Fachausschuss:

Ärztliche Versorgung muss verbessert werden ! 
I

Ärztin oder einen Arzt besteht, 
gerade hierher zu kommen.
Kurz vor der Kommunalwahl im 
Mai haben sich dann auch CDU 
und FWB des Themas angenom-
men. Im Laufe der letzten Mon-
ate sind weitere Gespräche ge-
führt worden, unter anderem 
mit den Barmstedter Hausärz-
ten. Dabei sind viele Fragen auf-
getreten aber auch Vorschläge 
entwickelt worden.

 Medizinisches Versorgungs-
 Zentrum (MVZ)

In den letzten Wochen wurde 

von der FWB die Forderung 
nach einem „Medizinischen 
Versorgungs-Zentrum“ (MVZ) 
erhoben. Im Sozialausschuss am 
14. November wurde darüber 
intensiv diskutiert .

 Der Beschluss: 

Es soll ein Arbeitskreis unter Ein-
beziehung der örtlichen Ärzte, 
Fachberater, Verwaltung und 
Politik eingerichtet werden mit 
der Aufgabe, Vorschläge zu 
entwickeln, wie die Versorgung 
verbessert werden kann. Dabei 
gilt es zahlreiche rechtliche 

Grundlagen wie auch die finan-
ziellen Möglichkeiten der Stadt 
zu berücksichtigen. Ob ein MVZ 
(medizinisches Versorgungs-Zen-
trum) eine gangbare Lösung für
Barmsetdt sein kann, wird sich 
dann zeigen.
    Für die BALL ist bei der Ent-
wicklung der medizinischen Ver-
sorgung wichtig:
■   bei der Ausweisung neuer 
Baugebiete (und damit einer 
steigenden Bevölkerungszahl) 
müssen auch Räumlichkeiten 
für Ärzte (und z.B. auch Kitas) 
mitgedacht werden.
■  alle Maßnahmen sollten mit 
den vorhandenen Hausärzten 
abgestimmt werden
■  der Blick sollte nicht nur auf 
die hausärztliche Versorgung 
gerichtet sein. Notwendig für 
uns und die Umlandgemeinden 
sind vor allem auch Fachärzte! 
(HNO, Orthopädie, Augen, Gy-
näkologie)
■  wir müssen Möglichkeiten 
finden, die Attraktivität unserer 
Stadt als Wohn- und Arbeitsort 
für Ärzte zu verbessern
■  nicht zuletzt steht die Frage, 
wieviel Geld wir als Stadt/Poli-
tik bereit sind auszugeben – z.B. 
um Räume bereit zu stellen oder 
andere Anreize zu schaffen.

Klar ist aber auch, dass vieles 
auf Bundesebene gelöst, das 
heißt verbessert werden muss:

 Arzthonorare

Alle Preise steigen – die Hono-
rare der Ärzte aber nicht. Im Ge-

genteil: die allgemeinen Preis-
steigerungen, gestiegene Ener-
giekosten und nicht zuletzt not-
wendige Gehaltserhöhungen be-
lasten das betriebswirtschaftli-
che Ergebnis der Praxen. Gleich-
zeitig hat sich in Bezug auf das
Abrechnungssystem nichts ge-
tan. Die Hausärzte erhalten ein
vorgegebenes Budget für das 
jeweilige Quartal für eine be-
stimmte Anzahl von Patienten – 
egal wie häufig jemand in die

Praxis geht. Wenn dieses Budget
aufgebraucht ist, gibt es keine 
Zahlungen mehr von den Kran-
kenkassen. In der Praxis bedeu-
tet dies, dass unsere Hausärzte 
mehr als ein Drittel des Quartals 
kostenlos arbeiten.

 Personal

Es gibt einen großen Mangel 
an qualifiziertem Personal im 
Gesundheitswesen. Das betrifft 
die Krankenhäuser, Pflegeein-
richtungen und auch Arztpraxen.
Und hier muss auch berücksich-
tigt werden, dass es zu wenig 
bezahlbaren Wohnraum gibt 
und die Verkehrsverbindungen 
von und nach Barmstedt zu 
wünschen übrig lassen.

indestens 607.000 
Menschen in der Bun-
desrepublik sind woh-

nungslos. Bei dieser Mitte No-
vember vorgestellten Gesamt-
zahl für das Jahr 2022 geht 
die Bundesarbeitsgemein-
schaft (BAG) Wohnungslosen-
hilfe zudem davon aus, dass
etwa 50.000 besagter Woh-
nungsloser „ganz ohne Unter-
kunft auf der Straße” leben, 
also obdachlos sind.
    Die Gesamtzahl der Woh-
nungs losen hat  s ich von 
383.000 im Jahr 2021 beina-
he verdoppelt. „Armut, Woh-
nungsmangel, Flucht”, fasst 
die BAG die Gründe für Woh-
nungslosigkeit in der Bundes-
republik zusammen. Mehr als
die Hälfte (57 Prozent) ver-
lieren ihre Wohnung durch Kün-
digung. Zudem werden Schul-
den bei Miete und Energieko-
sten (21 Prozent), „Konflikte 
im Wohnumfeld” (20 Prozent) 
und Trennung oder Scheidung 
(16 Prozent) genannt. Stei-
gende Lebenshaltungskosten 
durch Preisanhebungen bei 
Energie und Lebensmitteln so-
wie Mietsteigerungen belaste-
ten insbesondere Haushalte 
mit geringerem Einkommen. 
     Gleichzeitig verschärft sich 
die Wohnungsnot hierzulande 
von Jahr zu Jahr. Von beinahe 
vier Millionen Sozialwohnun-
gen ist der Bestand Ende 
2022 auf knapp eine Million 
zusammengeschmolzen. Vor 
dem Hintergrund der anhal-
tenden Baukostenkrise werde 
die Ampelregierung das jähr-
liche Ziel von 400.000 Woh-
nungen – 100.000 öffentlich 
gefördert – „bis 2025 mit 
Sicherheit nicht erreichen”.
     In den vergangenen Jahren 
sei zwar viel gebaut worden: 
„Allerdings nur im hochpreisi-
gen Segment.” Zur Bekämp-
fung von Wohnungslosigkeit 
bis 2030 fordert die BAG da-
her jährlich „weitere 100.000 
bezahlbare Wohnungen”. 
    Wenn die Bundesregierung
jetzt nicht ihren Kurs ändert,
wird sich die Situation für 
Wohnungslose und von Woh-
nungsverlust Bedrohten „wei-
ter zuspitzen”. 

M

  Beispiel:
 
Der Messbetrag für das Grund-
stück beträgt 120 und der Hebe-
satz der Stadt Barmstedt (zur-
zeit) 425 Prozent. Ergibt 120 x 
4,25 = 510,00 Euro Grundsteuer 
im Jahr.
     Soweit so gut – aber jetzt 
wird es spannend. Das neue Ge-
setz wird am 1. Janunar 2025 
in Kraft treten und Kanzler Olaf 
Scholz hatte seinerzeit verkün-
det, dass der Staat mit der Neu-
fassung keine höheren Einnah-
men erzielen wolle.
     Diese „Einkommensneutra-
lität“ bezieht sich aber nur auf 
die Städte und Gemeinden! Die 

Steuerlast für die Grundstücks-
eigentümer wird sich ändern. 

Die Einen werden weniger zah-
len, andere mehr – je nach Lage 
des Grundstücks, der Art der 
Bebauung oder dem Alter der 
Gebäude.

Erhöhung der Grundsteuer?     Die Landesregierung wird 
irgendwann im nächsten Jahr 
festlegen, welche Hebesätze 
die einzelnen Städte und Ge-
meinden erheben sollen, damit 

„unterm Strich“ nicht mehr 
Steuern eingenommen werden.

 Allgemeine Finanznot und 
 Erpressung

     Dass die meisten Städte 
und Gemeinden unter einer 
Schuldenlast leiden, ist nicht 
neu.
   Die Bundes- / oder Landes-
regierungen beschließen Ge-
setze, die vor Ort umgesetzt 
werden müssen. Dazu gehören 
Schulen, ausreichend Kita-Plät-
ze, Infrastruktur usw.. 

Fortsetzung auf der nächsten Seite ► 

Katharina
Schwietering
Ausschuss für 
Jugend und Soziales



Neuigkeiten aus dem Rathaus

Ausschuss Kultur, Schule und Sport
er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport (KSS) 
der Stadt Barmstedt hat

am 13. November getagt. Fol-
gende Themen wurden unter 
anderen diskutiert :

 Dirtbahn an der Lutzhor-
 ner Landstraße

    Eine engagierte Barmstedter 
Bürgerin hat dem KSS-Ausschuss 
den Vorschlag präsentiert, eine 
Dirtbahn auf dem Spielplatz an

der Lutzhorner Landstraße (nörd-
lich der Meierei/Käsefabrik) zu
errichten. Bei einer Dirtbahn han-
delt es sich um eine Anordnung 
mehrerer Hügel aus Erde, Kies 
und Gras, über die die Sportler 
mit sogenannten Dirtbikes fah-
ren, um sie als Schanzen für 

D Sprünge zu nutzen. Vergleichba-
re Anlagen in Rellingen und Itze-
hoe erfreuen sich aktuell großer 
Beliebtheit bei den Jugendlichen. 
In Barmstedt entwickelt sich laut
Angaben der Bürgerin aktuell 
eine lebhafte Szene dieses Frei-
zeitsports.
   Fakt ist, dass es in Barmstedt 
aktuell wenig bis keine Freizeit-
angebote für Jugendliche und 
junge Erwachsene gibt. Die Pla-
nungen der Skatebahn, die nach
aktueller Beschlusslage neben

 dem Sportplatz am Ede-Menz-
ler-Weg errichten werden soll, 
sind erneut ins Stocken geraten, 
weil an gleicher Stelle eine Geo-
thermie-Anlage diskutiert wird. 
Wenn es zu dem Bau der Anlage 
kommt, verzögert sich die Um-
setzung der Skatebahn erneut. 

Aus jugendnahen Kreisen ist zu
hören, dass eine Skatebahn 
nicht mehr den aktuellen Wün-
schen der Jugend entspräche.
Die Trends entwickeln sich wei-
ter, und die jahrelangen Verzö-
gerungen hätten dazu beige-
tragen, dass eine Skatebahn, 
die frühestens in 2-3 Jahren 
realisiert wäre, nicht den aktuel-
len Wünschen der Jugendlichen 
entspräche.
    Der KSS-Ausschuss hat sich 
mit den Stimmen der BALL da-
für ausgesprochen, das Projekt 

„Dirtbahn“ und somit die genaue 
Prüfung der Umsetzung und 
Förderung auf dem Spielplatz 
bei der Meierei/Käsefabrik unter 
Einbeziehung der Jugendlichen 
weiter zu verfolgen.

 Zusätzliche Ausgabe-   
 wagen in der Mensa

     Die Schülervertretung der 
Gottfried-Semper-Schule hat 
sich Anfang des Schuljahres für 
gesünderes Essen in der Mensa 
eingesetzt. Es wurde zum Schul-
jahresbeginn ein gemeinsam mit 
dem Mensa-Betreiber Campus 
Catering und den Schülern ent-
wickeltes neues Konzept nach
dem „Free-Flow-System” er-

probt. Ziel ist es, mehr Selbst-
bestimmung und Entscheidungs-
spielraum für die Schülerinnen 
und Schüler, z. B. bei der Zu-
sammenstellung des eigenen 
Mittagessens und der Porti-
onsgrößen, zu erreichen. Die 
Schüler können hierbei Salat 
von einer neu eingerichteten 
Salatbar selber auswählen und 
zusammenstellen . Des Weite-
ren können die Warmgerichte 
unterschiedlich je nach Ge-
schmack miteinander kombiniert

werden. Neben einer höheren
Akzeptanz des Essens bei den 
Schülern sollen so auch Essens-
abfälle vermieden werden, in 
dem sich die Kinder nur die Me-
nu-Bestandteile auffüllen, die 
sie auch mögen. 
     Die Probezeit dieses Models 

ist gut verlaufen und das „Free-
Flow-Model“ soll weitergeführt 
werden. Um lange Wartezeiten 
zu vermeiden, werden nun wei-
tere Kalt- und Warmausgabe-
wagen benötigt .
     Der KSS-Ausschuss hat sich 
mit den Stimmen der BALL da-
für ausgesprochen, die benö-
tigten Ausgabewagen sukzessi-
ve anzuschaffen.

 Kosten für Schulkinder-
 betreuung steigen rasant 

     Der Wirtschaftsplan für 
2024 der Johanniter-Unfall-Hil-
fe e.V. über die Kosten der Schul-
kinderbetreuung an den Barm-

stedter Schulen wurde dem 
KSS-Ausschuss vorgelegt. Es 
ging eine  Diskussion der Zah-
len im Kuratorium Ende Okto-
ber voraus. Die voraussichtli -
chen Kosten werden sich laut 
der Rechnung der Johanniter-
Unfall -Hilfe e.V. um 50% zum 

er Ausschuss für Kultur, 
Schule und Sport hat 
sich auf seiner Sitzung 

am 27. August mit der Digita-
lisierung der Schulen befasst. 
Dabei geht es um den Einsatz 
von Computern bzw. Tabletcom-
putern im „normalen“ Unterricht. 
Voraussetzung dafür ist, dass 
die Schulen mit WLAN ausge-
stattet sind. Per WLAN können 
die Computer drahtlos auf das 
Schulnetz / Internet zugreifen 
und auch Daten untereinander 
austauschen.

Aus den Fördermitteln der 
Bundesregierung (Digitalpakt 1)
werden an den Barmstedter 
Schulen die Voraussetzungen 
geschaffen, um Tablets im Un-
terricht nutzen zu können. 
Neben technischen Maßnahmen 

D

Öffentlicher Personennahverkehr

(Verkabelung, WLAN) gehören 
dazu die Ausstattung und Fort-
bildung von Lehrkräften.

Aus einem zusätzlichen So-
fortausstattungsprogramm der 
Bundesregierung werden Tablet-
Koffer angeschafft. Dabei handelt
es sich um einen Klassensatz 

von Tabletcomputern (in einem 
Koffer), die für ein Unterrichts-
vorhaben ausgeliehen werden 
und damit zeitweise von ver-
schiedenen Klassen genutzt wer-
den können.

In der Ausschusssitzung ging
es um die Frage, wie jede Schü-

lerin und jeder Schüler mit einem
Gerät ausgestattet werden kann. 
Zu diesem Punkt haben die El-
tern über die Schulkonferenz ein 
Mitspracherecht – im Ausschuss 
ging es um die Finanzierung der 
Geräte für Schüler(innen).

Der Ausschuss hat beschlos-
sen, dass (zunächst) je ein Jahr-
gang des Gymnasiums und der 
Gottfried-Semper-Schule mit Ta-
blets ausgestattet werden sollen.

Die Finanzierung der Geräte 
(Apple-Ipads) der Geräte ist 
folgendermaßen vorgesehen:
1. Die Eltern schaffen das Tablet 
an (Finanzierung oder Sofortkauf)
2. Die Eltern leihen das Gerät für 
eine Leihgebühr von 5,00 Euro 
pro Monat

Familien mit geringem Ein-
kommen erhalten das Gerät 

kostenlos, damit niemand aus 
finanziellen Gründen von der 
digitalen Bildung ausgeschlossen 
wird – dieser Punkt ist für die 
BALL besonders wichtig und 
wird auch von den anderen 
Fraktion mit getragen.

Dieser Vorschlag ermöglicht 
den beiden großen Barmstedter 
Schulen (Schülerinnen und Schü-
lern, Eltern und Lehrkräften), in 
einem Jahrgang umfassende 
Erfahrungen mit dem unterricht-
lichen Einsatz von Tablets zu ge-
winnen. Durch die Begrenzung 
auf einen Jahrgang bleibt der 
finanzielle Aufwand für alle Be-
teiligten überschaubar und kann 
in der Zukunft genauer kalkuliert 
werden.

Die nicht dem ausgewählten 
Jahrgang angehörenden Schüle-
rinnen und Schüler werden nur 
zeitweise mit Tablets arbeiten 
können (Kofferlösung), aber 
auch sie werden von den Erfah-
rungen des Tablet-Jahrgangs 
profitieren.

N icht nur die Corona-Kri-
se stellt uns vor nie da-
gewesene Herausforde-

rungen, sondern erst recht die 
Klimakrise: Wälder sterben an 
Trockenheit, eine Hitzewelle legt 
ganz Europa lahm und im Glo-
balen Süden verlieren Millionen 
Menschen durch Dürren, Stürme 
und Überflutungen ihre Lebens-
grundlagen. Selbst die Arktis 
erreicht Hitzerekorde von bis zu 
38 Grad. Die Bundesregierung 
muss auf die Wissenschaft hö-
ren und endlich entschlossen 
handeln.

Diesen Herbst hat sie die bes-
te Gelegenheit dazu: Beim EU-
Gipfel im Oktober wird über die 
europäischen Klimaziele als Bei-
trag zum Pariser Klimaabkom-
men entschieden. Deutschland 
hat den Vorsitz und steht des-
halb in der Verantwortung, dass 
die EU-Staaten beschließen, die 
Treibhausgasemissionen bis 
2030 um mindestens 65 Prozent 
zu reduzieren. Nur so können 
wir unseren Teil dazu beitragen, 
dass die Erderhitzung nicht die 
kritische 1,5-Grad-Schwelle über-
schreitet. Jenseits der 1,5-Grad-
Grenze wird die Klimakrise brand-
gefährlich und beginnt sich selbst 
zu verstärken. Schon jetzt ver-
stärkt die Klimakrise Ungerech-

tigkeiten und trifft diejenigen 
besonders hart, die am wenigs-
ten zur Erderhitzung beitragen, 
insbesondere im Globalen Süden.

Die Bundesregierung muss 
endlich ihre Hausaufgaben ma-
chen, denn genau diese 1,5-Grad-
Grenze ist mit dem derzeitigen 
Stillstand beim Erneuerbaren-
Ausbau und einem Kohleaus-

stieg in Deutschland erst 2038
nicht einzuhalten. Das Kohle-
Gesetz der Bundesregierung be-
friedet den Konflikt um die Koh-
le nicht. Wer die Wählerstimmen 
für die Bundestagswahl im näch-
sten Jahr will, muss schnellsmög-
lich, spätestens 2030, aus der 
Kohle aussteigen. Für die Ener-
giewende brauchen wir jetzt 

Offene Ganztagsschule
droht an fehlenden Räumen 
zu scheitern

Herbert Flick
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Tablets im Schulunterricht:

Pilotprojekt gestartet

den massiven Ausbau der Er-
neuerbaren: auf mindestens 75 
Prozent bis 2030.

Mit den Corona-Konjunktur-
hilfen nimmt die Bundesregie-
rung viel Geld in die Hand. Statt 
Staatshilfen für klimaschädliche 
Industrien braucht es angesichts 
der Klimakrise jetzt eine sozial-
ökologische Transformation der 
Wirtschaft: Klimaschutz und so-
ziale Gerechtigkeit müssen die 
Eckpfeiler aller Investitionen sein. 
Die klimapolitischen Herausfor-
derungen eröffnen die Chance, 
Soziales neu zu denken und so 
mehr Lebensqualität für alle zu 
schaffen. Wir wollen einen so-
lidarischen Sozialstaat, in dem 
Strom, Wohnen, Lebensmittel 
und Mobilität klimafreundlich 
und für alle bezahlbar sind.

Für starke EU-Klimaziele, 
einen Kohleausstieg 2030 und
eine sozial-ökologische Trans-
formation gehen wir als Klima-
aktivist*innen, Umwelt-, Ent-
wicklungs- und Sozialverbände 
am Freitag, den 25. September 
bundesweit auf die Straßen. 
Gemeinsam stellen wir uns hin-
ter Fridays for Future und ihren 
weltweiten Aktionstag. Der Pro-
test und die Forderungen der 
Schüler*innen sind notwendig, 
um die Erderhitzung zu stoppen.

Dieser Text wurde aus dem Aufruf 
des Unterstützerbündnis Klima-Streik 
25.9. übernommen und teilweise ge-
kürzt. Den vollstänigen Text und 
weitere Infos finden Sie auf der Inter-
netseite www.klima-streik.org.

ELMSHORN
Freitag, 25. September
10 Uhr Buttermarkt

Mit FridaysForFuture auf die Straße!

n der letzten BALL-Zeitung 
hatten wir über die mög-
liche Ausweitung des öf-

fentlichen Nahverkehrs in Barm-
stedt berichtet . Nachdem ein 
Projekt „Bürgerbus“ keine po-
litische Mehrheit gefunden 
hatte, wurde im Sozialausschuss 
beschlossen, mit dem Kreis 
Pinneberg in Verhandlungen zu 
treten, den öffentlichen Nahver-
kehr (ÖPNV) zu erweitern.

I Mittlerweile hat es dazu Be-
ratungen zwischen der Verwal-
tung, Vertretern der Parteien 
und dem ÖPNV-Management 
des Kreises gegeben. Erarbeitet 
wurden dabei Vorschläge, wie 
das System der „Anruf-Sammel-
Taxis“ (AST) ausgebaut werden 
könnte. Dazu gehören die Tak-
tung dieser Busse sowie die Ein-
richtung zusätzlicher Haltestel-
len. Letzteres ist vor allem not-

wendig, weil es mehrere Neu-
baugebiete gibt , die bisher 
außen vor sind.

Diese Vorschläge wurden 
jetzt vom Verkehrsausschuss 
des Kreises bestätigt und sollen 
mit dem Fahrplanwechsel im 
Dezember in Kraft treten.

Wir werden sie selbstver-
ständlich weiter informieren.

Meierei /Käsefabrik:
Wasservertrag kündigen!

ie „Offene Ganztags-
schule“ war erneut 
ein zentrales Thema in 

der letzten Sitzung des Aus-
schusses für Schule, Sport und
Kultur. Die BALL hatte in der 
Stadtvertretersitzung am 
11.06. noch einmal versucht, 
gegen die Erhöhung der Ent-
gelte für die Schulkinderbetreu-
ung vorzugehen, alle anderen 
Fraktionen stimmten jedoch 
gegen den Antrag. Allerdings
konnten wir erreichen, dass 
der Anfang des Jahres einge-
richtete Arbeitskreis zum The-
ma OGTS seine Arbeit endlich
aufnimmt um u.a. die Entgelt-
ordnung erneut zu diskutieren.

Derzeit ist eine der größ-
ten Herausforderungen die 
sehr angespannte Raumsitua-
tion an allen Schulen. Sowohl 
für die Schulkinderbetreuung 
als auch für die Kursangebote 
der OGTS werden Räume be-
nötigt, die es derzeit einfach 
an den Schulen nicht gibt. Die 
knappen räumlichen Ressour-
cen könnten bei weiterhin 
steigenden Anmeldezahlen in 
der Betreuung sogar zu einem 
Aufnahmestopp führen, was 
es unbedingt zu vermeiden 
gilt. Viele berufstätige Eltern 
sind auf die Betreuung ange-
wiesen, und ab 2025 haben 
sie auch gesetzlich einen 
Rechtsanspruch auf Ganztags-

betreuung. Bis dahin muss also 
noch einiges an den Barmstedter 
Schulen passieren. In diesem 
Zuge wurde auch diskutiert, ob 
die James-Krüss-Schule (JKS) 
zukünftig zu einer Offenen Ganz-
tagsschule umgewandelt werden 
sollte. Auch hier sind derzeit die 
zur Verfügung stehenden Räume 
nicht ausreichend für die Einfüh-
rung einer Ganztagsschule.

Aus Sicht der BALL führt 
kein Weg daran vorbei, die 
Räumlichkeiten vor allem an der 
Gottfried-Semper-Schule (GSS) 
und der JKS zu erweitern. Auch 
ein von der Stadt in Auftrag ge-
gebenes Gutachten lässt keinen 
Zweifel daran, dass die prognos-
tizierten steigenden Schülerzah-
len und der Rechtsanspruch

auf Ganztagsbetreuung die 
Kapazitäten der GSS sprengen 
werden, und das bereits in we-
nigen Jahren. Das Raumproblem 
betrifft die Schulen und Kitas 
gleichermaßen. Darum hat der 
Sozialausschuss auf Vorschlag 
u.a. der BALL beschlossen, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten. 
Hier sollen von der Politik, Kitas, 
Schulen und Verwaltung gemein-
sam Ziele erarbeitet werden.

D

Britt 
Schölermann
Ausschuss f. Kultur
Schule und Sport

Katharina
Schwietering
Ausschuss für
Jugend u. Soziales

E s ist bekannt, dass die 
Meierei/Käsefabrik gut 
doppelt so viel Wasser 

im Jahr verbraucht wie die 
gesamte Barmstedter Bevölke-
rung. Einige Hunderttausende 
von Kubikmetern schöpft die 
Meierei kostenlos aus ihrem 
eigenen Brunnen. Das Wasser 
wird aus dem gleichen Grund-
wasserleiter in rd. 110 Metern 
Tiefe entnommen, aus dem die 
Stadtwerke die Bevölkerung 
versorgen. Keiner weiß, wie 
nachhaltig dieser Grundwas-
serleiter ist. Dann kauft die 
Meierei/Käsefabrik über einen 
Wasservertrag riesige Wasser-
mengen von den Stadtwerken 
hinzu. Was die Meierei/Käse-
fabrik dafür bezahlt, wird vor
der Bevölkerung geheim ge-
halten. So ist es üblich in einer 
Gesellschaft, die den großen 
Unternehmen etliche Sonder-
tarife, Vergünstigungen, Steu-
ergeschenke oder Abgabenbe-
freiungen gewährt. Die BALL 
ist der Auffassung, dass der 
Wasserliefervertrag mit der 
Meierei /Käsefabrik gekündigt 
werden muss. Der Bezug von 
Wasser für die industrielle 
Nutzung muss deutlich teurer 
werden und es darf keinen 
Mengenrabatt geben:  je mehr 
Wasser verbraucht wird, um 

so billiger –  das kann so nicht 
weitergehen.  

Das zweite Problem des rie-
sigen Wasserverbrauchs durch 
die Meierei/Käsefabrik ist die 
Abwasserentsorgung. Bekannt-
lich leitet die Meierei/Käsefabrik 
riesige Mengen Brüdenwassers 
in die Regenwasserkanalisation 
ein, und sie hat dafür vor Jahren 
einen niedrigen Sondertarif „indu-
strielle Abwasser“ erhalten.  Die 
Sanierungsarbeiten u. a. am  Re-
genwasserrückhaltebecken am 
Küsterkamp sind auch anteilig 
durch die Einleitungen der Mei-
erei/Käsefabrik erforderlich ge-
worden. Die BALL erwartet, dass 
der Abwasserzweckverband 
AZV die Meierei gleichermaßen 
wie die Bevölkerung für ihre 
Einleitungen zur Kasse bittet.

Vorjahr erhöhen. Damit würden 
sich die Kosten für die Stadt 
seit 2020 bis Ende 2024 fast 
verdreieinhalbfachen. Als Haupt-
grund u . a . werden die im 

gleichen Maße  gestiegenen Per-
sonalkosten angeführt.
     Der KSS-Ausschuss hat die 
Entscheidung hierzu auf die näch-
ste Sitzung im Januar vertagt. 
Bis dahin wird die Johanniter-
Unfall -Hilfe e.V. Vorschläge für 
Einsparungen machen. Es ist zu 
befürchten, dass hierunter die 
Qualität der Betreuung leiden 
könnte . Dies ist für die BALL 
nicht hinnehmbar. Auch die eben-
falls im Januar auf der Tages-
ordnung stehende Erhöhung 
der Elterngebühren bietet aus 
unserer Sicht nur eine geringe 
Entlastung für die Stadt und im 
Gegensatz dazu eine erhebliche 
Mehrbelastung für die Eltern. 
Im Vergleich mit den umliegen-
den Gemeinden liegt Barmstedt 
bei den Gebühren im Mittelmaß, 
und so soll es für die BALL auch 
bleiben.

„Deutschland-Pakt Migration” im Berliner Kanzleramt

Übereinstimmung von Grünen bis AfD 
inigkeit bestand beim 

„Migrationsgipfel-Gipfel” 
von Bund und Ländern im 

November bei einer Frage: Nicht 
von der deutschen Wirtschaft 
benötigte Geflüchtete sind für 
den Staat eine finanzielle Belas-
tung, er muss ihnen das Leben 
schwer machen und sie schnell 
wieder loswerden. 
   Die Beschlüsse des Gipfels, die 
Bundeskanzler Olaf Scholz (SPD) 
sowie die Ministerpräsidenten 
Boris Rhein (Hessen, CDU) und 
Stephan Weil (Niedersachsen, 
SPD) in Berlin verkündeten, ste-
hen genau unter diesem Vorzei-
chen. So sollen die Sozialleistun-
gen für Asylsuchende gekürzt 
und durch Aushändigen einer 

Bezahlkarte für diese Menschen
Geldleistungen abgeschafft wer-
den. Außerdem soll die Zahl der 
Abschiebungen erhöht und der 
Rechtsanspruch auf Familien-
nachzug gekippt werden. Über 
die berechtigten Fluchtgründe 

E der Betroffenen wurde nicht ge-
redet.
 In der Berichterstattung gingen 
die Verschärfungen weitgehend 
unter, weil die Einigung über 
die Finanzierung der Kosten für 
Geflüchtete in den Vordergrund 
gestellt wurde. Vom kommen-
den Jahr an zahlt der Bund für 
jeden Asylerstantragsteller eine 
jährliche Pauschale von 7.500 
Euro, das sind 3.000 Euro weni-
ger als vor dem Treffen von den 
Bundesländern gefordert.
    Begründet wurden die Kürzun-
gen mit dem Märchen, der deut-
sche „Sozialstaat” ziehe Geflüch-
tete an. Diese Behauptung ist in 
keiner Weise bewiesen. Selbst 
das zuständige Bundesamt hat 
erklärt, es gebe keine Nachwei-
se, dass dem so ist. Man sieht 
das auch an der Anerkennungs-
quote im Asylverfahren. 72 Pro-
zent der Antragssteller, bei de-
nen eine Überprüfung im Asyl-
verfahren stattfand, müssen 
Schutz in Deutschland bekom-
men. 
    Zukünftig sollen die Schutz-
suchenden bis zu drei Jahre lang 
niedrige Unterstützungssätze er-
halten. Bisher wurden die Bezü-
ge nach 18 Monaten ungefähr 
auf die Höhe der regulären Sozi-
alhilfe angehoben. Ulrich Schnei-
der, Hauptgeschäftsführer des 
Paritätischen Wohlfahrtsverban-
des, kritisierte, dass es „ inhu-
man und unvernünftig” sei, Asyl-
suchende auf diese Weise in Ar-

mut zu halten.
    Bund und Länder waren sich 
einig, dass zu viele Menschen in 
die Bundesrepublik flüchteten. 
So will man jetzt prüfen, ob Asyl-
verfahren außerhalb Europas 
möglich sind. Diese sollen zudem
schneller abgewickelt werden 
als bisher. Außerdem soll mit 
sogenannten Migrationsabkom-
men die Zahl der Abschiebungen 
erhöht werden. Die Weigerung 
vieler Herkunftsländer, ihre 

Staatsangehörigen zurückzuneh-
men, sei „eine der größten Hür-
den” für mehr Abschiebungen 
abgelehnter Asylsuchender. Mit 
diesen Ländern will die Bundes-
regierung dennoch unbedingt 
offizielle Rückführabkommen 
schließen. 
Scholz und Hessens Regierungs-
chef Rhein betonten, man habe 
einen „Schritt in die richtige 
Richtung” gemacht. Schon ein 
Tag später zeigte sich CDU-Chef 
Merz unzufrieden. Die Zahlen 
der Asylsuchenden müssten 
noch weiter runter, oder das 
Recht auf Asyl müsste sogar 
abgeschafft werden.
    Im Gegensatz zur CDU zeigte 
die Ampelkoalition Geschlos-
senheit . So freute sich Grünen-
Fraktionschef Omid Nouripour 

im ARD-„Morgenmagazin” über 
„deutl ich mehr Geld und Pla-
nungssicherheit”. Grünen-Wirt-
schaftsminister Robert Habeck 
begrüßte die Ergebnisse des 

„Deutschland-Pakt Migration”.
    Wie CDU-Chef Merz mussten 
sich die Vorsitzenden der AfD 
ebenfalls unzufrieden zeigen, 
auch wenn die Ergebnisse des 
Bund-Länder-Treffens ihrer po-
litischen Linien grundsätzlich 
entsprechen. 
Die fluchtpolitische Sprecherin 
der Linken-Fraktion, Clara Bün-
ger, verurteilte die Beschlüsse 
der Regierungschefs in einer 
Mitteilung. Sie atmen „den 
Geist der Abschottung”, wie 
das erneute Bekenntnis zur Ab-
riegelung der „Festung Europa” 
und zu härteren Abschiebe-
gesetzen zeige . Es sei längst 

„Konsens aller Parteien von 
Grünen bis AfD, Geflüchtete zu 
bekämpfen, statt die Kommu-
nen zu befähigen, Schutzsu-
chende angemessen aufzuneh-
men und zu versorgen”. Um 
diese Rechtsentwicklung zu 
stoppen, benötige es „einen 
grundlegenden Politikwechsel”. 
Dazu gehöre anzuerkennen, 

„dass Fluchtbewegungen nicht 
einfach aufhören, weil Sozi-
alleistungen abgesenkt oder 
Geflüchtete auf andere Weise 
drangsaliert werden”.

Helmut Welk
Vorsitzender 
der Barmstedter
Linken Liste (BALL)

der Medaille. Die andere ist, 
dass von ihrer Seite keinerlei 
konstruktive Vorschläge kom-
men, wie denn die notwen-
digen anstehenden Aufgaben 
(Klima, Gesundheit , Digitali -
sierung….) finanziert werden 
sollen. Wenn jetzt die Haus-
haltssperre in Kraft tritt, wird 
es unterm Strich bedeuten, 
dass Projekte gestoppt und 
geplante neue Arbeitsplätze 
nicht geschaffen werden. Und
 es bedeutet weitere Belastun-
gen für die „Normalbürger“.
Wiedererhöhung des Mehr-
wertsteuersatzes in der Gas-
tronomie , Abschaffung der 
Energiepreisbremse und Kür-

zungen von Sozial leistungen 
(wie bereits von Friedrich 
Merz ins Spiel gebracht) wer-
den die Folge sein.
     Eine „Zeitenwende“ wäre 
in unserem Land endlich in der 
Finanzpolit ik notwendig .
Deutschland gilt als Mekka für 
Geldwäsche. Zig Milliarden 
Euro werden am Staat vorbei 

„verdient”, und Subventionen 
in Mil l iardenhöhe fl ießen 
in die Taschen der Reichen. 
Allein die Abschaffung des 

„Dienstwagenprivilegs“ würde 
5,5 Milliarden Euro bringen.
Aber Maßnahmen zu Lasten 
der Reichen und Superreichen 
sind nicht gewollt . Stattdes-
sen: Essen gehen wird teurer 

– Danke CDU, Danke Ampel !.
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Ausreichende Finanzmittel wer-
den aber nicht zur Verfügung 
gestellt . Es gibt zwar Förder-
programme und jährliche „Fehl-
bedarfszuweisungen“– von 
dem „Schuldenschnitt“, den 
Olaf Scholz mal verkündet hat, 
sind wir weit entfernt.

 Im Gegenteil:
 
Das Land fordert energisch, 
dass wir als Stadt Barmstedt 
mehr Einnahmen erzielen und 
Ausgaben verringern sollen. 
Das heißt: höhere Gebühren
und höhere Grund- und Gewer-
besteuern und weniger Zu-
schüsse z.B. für Einrichtungen 
und Vereine. Nur dann werden 
wir auch weiterhin Geld vom 
Land bekommen.
    Die kommunale Selbstver-
waltung gerät unter solchen 
Umständen zur Farce.
    Vor diesem Hintergrund soll 
die Stadtvertretung auf ihrer 
Sitzung im Dezember über ei-
ne Steuererhöhung bereits für 
das Jahr 2024 entscheiden.

Mindestens 60 Milliarden 
Euro fehlen – Erhebliche 
weitere Belastungen sind 
absehbar

    Das Bundesverfassungsge-
richt hat der Finanzpolitik der 
Ampel-Regierung die „Rote 
Karte“ gezeigt. Die Trickserei-
en mit Sondervermögen und

„Nebenhaushalten“ sind verfas-
sungswidrig.
   Geklagt hatte die CDU. Dass
sie vor dem Gericht Recht be-
kommen hat, ist die eine Seite 

Klaus Kuberzig


